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376/3 Anf:rage 
dar Abg. Dr. G red 1 e r, Dr. P f e i f e r, 

a.n den Bundeskanzler, 

" B e r .e' e 1 e und Genossen 

betreffend die Ausdehnung ~er Zuständigkeit des Verfassung.gerichtshofes als 

Wahlgerichtshof gemäss. Art. 141 B-VG. 

-.-.-.-
Die gefertigten Abgeordneten haben schon mit Anfrage vom 30. März 

1955 (286/J) die Bundeeragie~ng,gefragt, ob sie gewillt sei, die Bestim-
mungen des Art.141 B-Va. duroh ein ehest einzubringendes Bundesverfassungs­

gesetz über die Abänderung bzw. Ergänzung dieses Artikels, dahi,ngehend zu er­
weitern, dass der Verfassungsgeriohtshof a.uoh über Anfecbtungen von Wahlen 

in die beruflichen Ka.mmarvertretungen und über die Anfechtungen vonWahlvor-' 
gängen innerhalb der allgemeinen Vertretungskörpersohaftan zur'Entscheidung 
berufen wird. 

Der Vertassungsgerichtsh~f hat dies selbst aalässlich der Zurückwei~ 
sung einer solchen Wahl anfechtung wegen Unzuständigkeit als I~nbefriedigenden 

Zustand" bezei'chnet. 

Die gefe~tigten Abßeordneten erla.uben sich darauf hinzuweisen, dass 

schon am 13. Juli 1950 Abgeordnete der WdU eine gleichgerichtete Anfrage 
einbrachten. 

Auf die Antrage vom 30. März 1955 hat der H~rr»undeskanz1er unter 

26o/AB am 23. April 1955 geantwortet. Er stellte umfassende Änderungen der 

Kompetenz des .Vert'assungsgeriohtshofes, die a.ue gesetzesslstematisohen und 

gesetzesökonomisohen Gründen nt~ht von einander getr~nnt werden könnten, in 

Aussicht, fügte a.ber bei, dass die dama:tigen Verhä.ltnisse - womit die Unfrei­
heit Österreichs gemeint war - eine Diskussion übar die Ausgestaltung des 
Bunde8fe~tassungsgesetzes nicht ratsam erscheinen liessen. t~ies bedeutet 
aber keineswegs" - so hei.stes in der Anf'rage'nb~·a~twortung .. , ttda.ss die 

Bundesregierung ihren seinerzoit schon zum Ausdruck gebraohten Standpunkt in 

den den Art.141 Bundes-Vertassungsgesetz betreffenden Fragen etwa. geändert 
hätte. tI 

Die unterzeiohneten Abgeordneten stallen daher an de~ Herrn Bundes­
ka.nzler nunmehr die neuerliohe 

A n fra g o...!. 
Ist der Herr Bundeskanzler bereit, dem Hohen Haus unverzüglioh den 

Entwurf eines Bundesvertassungsgesetzes über die Abänderung bzw. Ergänzung des 
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Art, 141 :Bundes-Verfassungsgesetz vorzulegen, dergestalt, dass nunmehr die 
Zuständigkei' des Verfassungsger1chtahotes auch dann gegeben ist, wennAn~ 
feohtungon von Wahlen in berufliche Vertretungskörper und Wahlen innerhalb 
von allgomeinen Vertretungskö~ersohatten (LandesregierUng, Bürgermeister) 
erfol'gen? 

-.-.-...... 
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